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Zentrale Anregungen 

WPG und GEG aufeinander abstimmen und schnellstmöglich auf den Weg brin-

gen! 

Das Wärmeplanungsgesetz sollte möglichst schnell beschlossen werden, damit 

es zeitgleich zum Gebäudeenergiegesetz (GEG)1 am 01.01.2024 in Kraft treten 

kann. Erst wenn die kommunale Wärmeplanung steht, können Gebäudeeigentü-

mer verlässliche und notwendigen Informationen darüber erhalten, mit welchen 

Wärmeversorgungsoptionen sie rechnen können. Erst im Anschluss daran kön-

nen und sollten Gebäudeeigentümer über das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

verpflichtet werden, kaputte fossil betriebene Wärmeerzeuger durch klimafreund-

liche zu ersetzen, sofern kein Anschluss an ein Fernwärmenetz geplant ist. 

Wärmeplanung in die städtebauliche Planung integrieren! 

Für eine konsequent integrale Betrachtung von Wärme- und Stadtplanung und 

um Synergien freizusetzen, ist es insbesondere für kleinere Kommunen notwen-

dig, Handlungsempfehlungen und Beratungsangebote für die Umsetzung der aus 

dem WPG erwachsenden Pflichten zur Verfügung zu stellen. 

Fernwärmemarkt verbraucherfreundlich gestalten! 

Es bedarf einer Regelung, durch die einerseits die Planungssicherheit für Netz-

betreiber gewährleistet ist, durch die andererseits jedoch auch die Rechte der 

Kunden gegenüber ihrem Versorger bzw. die Möglichkeiten der Kunden, auf Al-

ternativen umzusteigen, gestärkt werden. 

Bestehende Förderkulisse weiterentwickeln! 

Um die Lücke zwischen aktuellem EE-Anteil (22% bei Fernwärme) und bis 2030 

vorgesehenen EE-Anteil im Wärmebereich (Ziel: 50% bei Wärme insgesamt) zu 

schließen und um die notwendige Investitionsdynamik für Wärmenetze in Gang 

zu setzen, ist eine erhebliche Steigerung des Förderbudgets der BEW notwendig. 

 
 

 

 

1  Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) wird voraussichtlich am 01.01.2024 in Kraft treten. Die wesentli-

che Weichenstellung wurde am 13.06.2023 vollzogen, indem die Bundesregierung den wochenlan-

gen Streit um das GEG beigelegt und den Weg frei gemacht hat, um das Gesetz noch in der KW 24, 

und damit rechtzeitig vor der Sommerpause, zur Beratung in den Bundestag einzubringen. 
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Allgemeine Einschätzung 

Einordnung 

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung sieht vor, bis 2030 insgesamt 50 Pro-

zent klimaneutrale Wärme zu nutzen. Aktuell liegt der Anteil erneuerbarer Ener-

gien im Wärmebereich bei rund 17 Prozent (Stand März 2023; Quelle: UBA „Er-

neuerbare Energien in Zahlen“). Angesichts dieses großen Gaps müssen in den 

kommenden sieben Jahren die notwendigen Impulse gesetzt werden, um die zur 

Erreichung des Ziels „50%-EE-Wärme“ notwendigen Maßnahmen zu realisieren. 

Hierbei stellt die Nutzung von netzgebundenen erneuerbaren Wärmeerzeugern 

und Abwärme einen der zentralen Ansätze dar, um zunächst das 2030er Ziel und 

spätestens 2045 eine klimaneutrale Wärmeversorgung zu erreichen. Fernwärme-

erzeugung beruht heute allerdings noch überwiegend auf fossilen Energien und 

leistet damit zu wenig Beitrag zur Dekarbonisierung des Gebäudebereichs. Laut 

dem Impulspapier der dena „Wie gelingt die Dekarbonisierung der Fernwärme“ 

erfolgten im Jahr 2021 lediglich 22 Prozent der Fernwärmeerzeugung auf Basis 

erneuerbarer Energien, der Großteil der Erzeugung basierte dagegen auf den 

fossilen Energieträgern Erdgas (44 Prozent) und Kohle (21 Prozent). 

Zustimmung 

Die Bundesarchitektenkammer (BAK) unterstützt das mit dem WPG verfolgte 

Ziel, über eine verbindliche kommunale Wärmeplanung den Ausbau der Fern-

wärme zu fördern sowie Planungssicherheit für Gebäudeeigentümer zu erzielen. 

Ferner begrüßt die BAK die im WPG enthaltenen Pflichten für EE-Mindestanteile, 

mit denen die Dekarbonisierung der leitungsgebundenen Wärmeversorgung bis 

2045 erreicht werden soll. 

Anregungen 

WPG und GEG aufeinander abstimmen und schnellstmöglich auf den Weg brin-

gen! 

Aus Sicht der BAK ist das Wärmeplanungsgesetz (WPG) die dringend notwen-

dige Ergänzung zum Gebäudeenergiegesetz (GEG). Beide Gesetze sollten da-

her möglichst zeitgleich in Kraft treten. Es ist notwendig, gebäudeindividuelle Sa-

nierungsmaßnahmen und die kommunale Wärmeplanung zukünftig besser mitei-

nander zu verzahnen. Insbesondere mit Blick auf die durch das GEG ab 2024 

vorgesehenen Pflichten beim Neueinbau von Heizungen ist es für Gebäudeei-

gentümer wichtig, Planungssicherheit zu haben. 

→ Das Wärmeplanungsgesetz sollte daher schnellstmöglich beschlossen werden, 

damit die Gebäudeeigentümer an die notwendigen Informationen gelangen, mit 

welchen Wärmeversorgungsoptionen sie rechnen können. Erst im Anschluss da-

ran können und sollten Gebäudeeigentümer über das Gebäudeenergiegesetz 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen#uberblick
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen#uberblick
https://www.dena.de/newsroom/publikationsdetailansicht/pub/impulspapier-wie-gelingt-die-dekarbonisierung-der-fernwaerme/
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(GEG) verpflichtet werden, funktionsunfähig gewordene, fossil betriebene Wär-

meerzeuger durch klimafreundliche zu ersetzen, sofern kein Anschluss an ein 

Fernwärmenetz geplant ist. 

Wärmeplanung in die städtebauliche Planung integrieren! 

Für Kommunen, insbesondere kleinere Kommunen, stellen die Pflichten zur Vor-

lage von Wärmeplänen und die Umsetzungszeiträume zum EE-Ausbau der Wär-

menetze eine Herausforderung dar. Zugleich bietet die kommunale Wärmepla-

nung auch Potenziale und Chancen, wenn sie eng mit der städtebaulichen Pla-

nung verzahnt ist. Grundlegend für ein wirtschaftlich betreibbares und effektives 

Wärmenetz sind und bleiben die städtebauliche Struktur (Bebauungsdichte, Be-

bauungsart, Bebauungshöhe, Nutzungsintensität) sowie die Qualität der vorhan-

denen Architektur (Erhaltung, Nutzung, Bauphysik, Wärmeschutz und Heiztech-

nik).  

Wärmeplanung und Stadtplanung können sich gegenseitig positiv beeinflussen. 

Im Zuge der Beseitigung von städtebaulichen Missständen können gleichzeitig 

Ziele der Wärmeversorgung mit bearbeitet werden – oder umgekehrt: 

− energetische Sanierung von Gebäuden in Quartierskonzepten zur Ver-

besserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse, bei der Beseitigung von 

Leerständen oder der Revitalisierung von Innenstädten  

− Verbesserung der Energieversorgung von Neubaugebieten durch solare 

Optimierung, Photovoltaik-Pflicht und hohe Wärmedichten für wirtschaftli-

che leitungsgebundene Wärmeversorgung  

− Nachverdichtungsmaßnahmen im Bestand erhöhen die Abnehmerdichte 

→ Für eine konsequent integrale Betrachtung von Wärme- und Stadtplanung und 

um Synergien freizusetzen, ist es insbesondere für kleinere Kommunen notwen-

dig, Handlungsempfehlungen und Beratungsangebote für die Umsetzung der aus 

dem WPG erwachsenden Pflichten zur Verfügung zu stellen. So stellt beispiels-

weise das Land Baden-Württemberg einen Handlungsleitfaden „Kommunale 

Wärmeplanung“ zur Verfügung. 

Fernwärmemarkt verbraucherfreundlich gestalten! 

Aus Sicht der BAK ist für die Akzeptanz der Fernwärme entscheidend, dass die 

Preise für die Verbraucher nachvollziehbar und fair sind. Aktuell können Haus-

halte ihre Fernwärme-Anbieter – anders als den Anbieter für Strom und Gas – 

nicht wechseln. Die Unternehmen haben insoweit eine lokale Monopolstellung, 

was sich ungünstig auf die Preisgestaltung auswirkt. Es reicht nicht aus, Wärme-

netze nur zu planen, sie müssen auch umgesetzt werden. Dies gelingt nur dann, 

wenn der Fernwärmemarkt verbraucherfreundlich gestaltet ist. 

→ Es bedarf einer Regelung, durch die einerseits die Planungssicherheit für Netz-

betreiber gewährleistet ist, durch die andererseits jedoch auch die Rechte der 

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/energieeffizienz/in-kommunen/kommunale-waermeplanung
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/energieeffizienz/in-kommunen/kommunale-waermeplanung
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Kunden gegenüber ihrem Versorger bzw. die Möglichkeiten der Kunden, auf Al-

ternativen umzusteigen, gestärkt werden. 

 

Exkurs | Möglicher Lösungsansatz: 

Vor diesem Hintergrund ist die aktuell von einigen Akteuren (u. a. VKU und Stadt-
werke) ins Spiel gebrachte Anschlusspflicht zumindest zu hinterfragen.  

Die mit einer solchen Anschlusspflicht bezweckte Planungssicherheit für Netzbetreiber 
ist nachvollziehbar. Allerdings würde unter den aktuellen Rahmenbedingungen mit ei-
ner solchen Anschlusspflicht die Monopolstellung der Fernwärme-Anbieter weiter ze-
mentiert werden, was sich negativ auf die Preisentwicklung für Endkunden auswirken 
könnte. 

Eine mögliche Lösung könnte in dem Vorschlag der EU-KOM zur verpflichtenden 
Einführung des Drittzugangs liegen, wie in Art. 24, Abs. 4a des Entwurfs der Richtli-
nie zur Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen vorgesehen. 

Ein solcher Drittzugang besteht bereits bei Strom und Gas im Sinne eines „Durchlei-
tungsmodell“. Übertragen auf die Fernwärme würde dies bedeuten, dass ein neutraler 
und entsprechend regulierter Fernwärmenetzbetreiber verschiedenen Versorgern dis-
kriminierungsfreien Netzzugang zusichert. Die Versorger kümmern sich ihrerseits um 
den Wärmebezug bzw. die Erzeugung sowie um die zuverlässige Versorgung der Kun-
den. In diesem Modell wäre (Preis-)Wettbewerb möglich (siehe dazu UBA-Kurzanalyse 
„Drittzugang bei Wärmenetzen“). Mögliche technische Hürden müssten noch geklärt 
werden.  

 

Bestehende Förderkulisse weiterentwickeln! 

Um die Investitionsdynamik in Wärmenetze zu erhöhen, ist neben ordnungsrecht-

lichen Vorgaben auch die Förderkulisse entscheidend. Das Wärmeplanungsge-

setz ist dabei nur einer von mehreren Bausteinen hin zur Dekarbonisierung der 

Wärmenetze. Ein weiterer, unverzichtbarer Baustein ist die Bundesförderung effi-

ziente Wärmenetze (BEW). Das gesamte Förderprogramm BEW umfasst 1,65 

Milliarden Euro über sechs Jahre. Die Ariadne-Analyse „Transformation und 

Rolle der Wärmenetze“ geht allerdings von einem Förderbedarf von 12,6 Mrd. 

Euro aus, um sämtliche Fernwärmenetze zu dekarbonisieren. Somit erfasst die 

aktuelle Förderung nur ca. 10 Prozent der notwendig zu erbringenden Förderung. 

→ Um die Lücke zwischen aktuellem EE-Anteil (22 Prozent bei Fernwärme) und bis 

2030 vorgesehenen EE-Anteil im Wärmebereich (Ziel: 50 Prozent bei Wärme ins-

gesamt) zu schließen und um die notwendige Investitionsdynamik für Wärme-

netze in Gang zu setzen, ist eine erhebliche Steigerung des Förderbudgets der 

BEW notwendig. 

Auslösungstatbestand für die Pflicht zur Wärmeplanung überprüfen! 

Der Entwurf des WPG knüpft in § 5 bei der Verpflichtung zur Erstellung von Wär-

meplänen an die Einwohnerzahl im Gemeindegebiet an. In Gemeinden, die zwar 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/cc_32-2022_drittzugang_bei_waermenetzen_0.pdf
https://ariadneprojekt.de/media/2023/04/Ariadne-Analyse_Waermenetze_April2023.pdf
https://ariadneprojekt.de/media/2023/04/Ariadne-Analyse_Waermenetze_April2023.pdf
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die geforderte Einwohnerzahl erreichen, aber eher dünn besiedelt sind, könnte 

ein Anschluss an ein Fernwärmenetz für einen Netzbetreiber wirtschaftlich un-

günstig sein. Insofern stellt sich die Frage, ob der Auslösetatbestand für die Wär-

meplanung lediglich an die Einwohnerzahl geknüpft werden sollte oder ob auch 

die Dichte der Besiedlung eine Rolle spielen muss. Ziel soll schließlich sein, dass 

der Anteil der Wärmeversorgung über Wärmenetze steigt. Dazu muss der An-

schluss aber auch für den Netzbetreiber wirtschaftlich sein. 

→ Die BAK regt daher an, den Auslösetatbestand für die Wärmeplanung noch ein-

mal auf den Prüfstand zu stellen. Denkbar wäre z. B. eine Knüpfung an eine be-

stimmte Geschosszahl, ab welcher eine Wärmeplanung notwendig wird. Alterna-

tiv könnte auch geregelt sein, wie hoch der Anteil der Wärmeversorgung über 

Wärmenetze sein soll. 

 

Konkrete Änderungshinweise 

§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB – Ziele der Bauleitplanung 

Die BAK regt an, dass die in § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB genannten allgemeinen Ziele 

der Bauleitplanung nicht nur gefördert, sondern verwirklicht werden sollten. Inso-

fern sollten die Wörter „zu fördern“ durch „zu verwirklichen“ ersetzt werden. 
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